Vermerk zu Abschiebungen 2010 

Antwort der Bundesregierung auf Bundestagsdrucksache 17/5460 zur Kleinen Anfrage „Abschiebungen im Jahr 2010“ von Ulla Jelpke u.a. DIE LINKE) auf BT-Drs. 17/5278

Büro Ulla Jelpke / Thomas Hohlfeld, Referent DIE LINKE

Vorbemerkung: 
Abschiebungen, Zurückweisungen, Zurückschiebungen, Überstellungen

Eine Abschiebung („Rückführung“) wird verfügt und vollstreckt gegen vollziehbar ausreisepflichtige Personen, die vermutlich nicht „freiwillig“ ausreisen werden (§ 58 AufenthG). Es geht um Menschen, die sich ohne gültigen Aufenthaltstitel in der Bundesrepublik aufhalten: abgelehnte AsylbewerberInnen, visa-overstayers (Menschen mit einem abgelaufenen Besuchsvisum), Personen mit abgelaufenen Aufenthaltserlaubnissen (z.B. ehemalige Studierende), Ausgewiesene und „illegal“ Eingereiste. 

Zurückschiebungen werden innerhalb von sechs Monaten nach Einreise vollzogen gegen Personen, die unerlaubt eingereist sind (und z.B. bei Kontrollen in Grenznähe oder in der Bahn aufgegriffen wurden) oder die von einem anderen Staat zurückgewiesen wurden (dann „unverzüglich“). Außerdem ist eine Zurückschiebung zulässig, wenn ein anderer Staat aufgrund einer zwischenstaatlichen Übernahmevereinbarung zur Rückübernahme verpflichtet ist (§ 57 AufenthG). Es bedarf nicht zwingend eines schriftlichen Verwaltungsakts.

Die Zurückweisung (= Einreiseverweigerung) hingegen erfolgt unmittelbar an der Grenze (oder nach einem „Flughafenverfahren“), wenn eine Person versucht, unerlaubt einzureisen (§ 15 AufenthG), etwa wenn kein ausreichendes Visum, kein Aufenthaltstitel oder ein Ausweisungsgrund vorliegt, oder wenn Zweifel am angegebenen Aufenthaltszweck bestehen oder eine unerlaubte Erwerbstätigkeit vermutet wird. Eine Zurückweisung erfolgt auch bei Personen, die für einen vorübergehenden Aufenthalt keinen Aufenthaltstitel benötigen, wenn kein gültiger Pass vorliegt (oder die Identität unklar ist), der Lebensunterhalt nicht gesichert ist, die Interessen Deutschlands gefährdet sind.

Eine Überstellung von Asylsuchenden erfolgt an den nach der EU-Dublin II-Verordnung für die Asylprüfung zuständigen Staat. 

Im Vergleich zu den Vorjahren haben sich die Zahlen wie folgt entwickelt:


2010
2009
2008
2007

Abschiebungen auf dem Luftweg
6.907
7289
7778
8953

Davon begleitet
1.409 (Polizei, Bund / Land)
701 (Sicherheitskräfte Fluggesellschaft)
245 (Sicherheitskräfte Zielstaaten)
2789
3125
3521

Davon unbegleitet
4.482
4500
4653
5432

Abschiebungen auf dem Seeweg
3
5
0
3

Abschiebungen auf dem Landweg
648
536
616
661

Abschiebungen gesamt
7.558
7830
8394
9617







Zurückschiebungen auf dem Luftweg
4.380
4981
1894
549

Zurückschiebungen an den Landgrenzen
3.942
4740
3757
3226

Zurückschiebungen an den Seegrenzen
94
61
94
43

Zurückschiebungen gesamt
8.416
9782
5745
3818







Zurückweisungen auf dem Luftweg
3.407
2935
3103
3349

Zurückweisungen an den Landgrenzen
0
311
4091
8377

Zurückweisungen an den Seegrenzen
152
59
40
114

Zurückweisungen gesamt
3.559
3305
7234
11840







Dublin-Überstellungen gesamt
2.847
3.027
2.535


Abschiebungen +  Zurückschiebungen + Überstellungen GESAMT 
(ohne Zurückweisungen) 
18.821
20.639
16.662


Zwangsgelder gegen Beförderungsunternehmen

Im Vergleich zu den Vorjahren haben sich die Zahlen wie folgt entwickelt:


2010
2009
2008
2007

Fälle, in denen Zwangsgelder verhängt wurden:
910
7289
326
9

Summe der verhängten Zwangsgelder
1.577.500 €  (durchschn. 1.500€)
1.393.000 €
326.000 €
9.000 €

Sammelabschiebungen

Im Jahr 2010 wurden 226 ausreisepflichtige Ausländer (148 Kosovaren, 84 Nigerianer, 24 Georgier, 6 Kammeruner) im Rahmen von Sammelabschiebungen der EU abgeschoben worden. (2009 waren es 150 Menschen). 

Abschiebemaßnahmen unter Beteiligung von FRONTEX

Die Bundesrepublik beteiligte sich 2010 an 19 Abschiebemaßnahmen (2009: 13), die von FRONTEX koordiniert wurden. 

Gescheiterte Abschiebemaßnahmen

Auch 2010 sind Abschiebemaßnahmen gescheitert an:


2010
2009
2008
2007

Widerstandshandlungen
99
164
220
210

Medizinische Gründe
58
41
53
56

Weigerung der Flugzeugführer bzw. Fluggesellschaft
52
58
76
59

Weigerung des Zielstaats
11
17
28
40

Kosten der Sicherheitsbegleitung

Insgesamt sind 2010 durch die Sicherheitsbegleitung 4.982.000 Euro Kosten für den Bund entstanden (2009: 6,2 Mio; 2008: 7,2 Mio. Euro, 2007: 6,8 Mio. Euro).

